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Änderungsantrag zu WP-05

Von Zeile 239 bis 244:
Die Eingliederungshilfe ist eine der am schnellsten wachsenden kommunalen Transferleistungen und
trägt erheblich zur strukturellen Unterfinanzierung der Kommunen bei. Die Eingliederungshilfe ist für
die Kommunen mit erheblichen und weiter steigenden Kosten verbunden. Deshalb setzen wir uns dafür
ein, dass der Bund sich dauerhaft und verlässlich an ihrer Finanzierung beteiligt und die Kommunen
strukturell entlastet.sichert Menschen mit Behinderungen gleichberechtigte Teilhabe und ein
selbstbestimmtes Leben.Zugleich führt die dynamische Entwicklung von Bedarfen und Kosten zu
erheblichen und weiter steigenden Belastungen für die Kommunen. Deshalb setzen wir uns dafür ein,
dass der Bund sich dauerhaft, verlässlich und dynamisch an der Finanzierung der Eingliederunghshilfe
beteiligt. Diese Beteiligung muss die Kommunen strukturell entlasten, damit Teilhabeleistungen
personenzentriert und bedarfsdeckend erhalten bleiben.

Begründung

Der Text beginnt mit dem Zweck der Eingliederungshilfe – Teilhabe und Selbstbestimmung – und
verbindet ihn anschließend mit der kommunalen Finanzierungsfrage. Die dynamische
Bundesbeteiligung adressiert Kostensteigerungen, ohne Menschen mit Behinderungen auf einen
Kostenfaktor zu reduzieren.
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